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SOZIALCHARTA für Mitgliedsstädte der Union der Ostseestädte (UBC)

Stadtverwaltungen sind verpflichtet, das Wohl ihrer Einwohner und deren freien Selbstverwaltungen zu fördern. Sie agieren dabei gleichzeitig in der Verantwortung für die zukünftigen Generationen. Die Generalkonferenz der UBC hat die folgende Sozialcharta angenommen, um ein politisches Zeichen für eine Sozialpolitik zu setzen, die soziale Kohäsion in ihren Stadtverwaltungen als soziale Dimension mit ähnlichen und guten Lebensbedingungen für jedermann in der Ostseeregion fördert. 

1. Zivilgesellschaft

Die Städte streben danach, das kommunale Leben nachdrücklich zu fördern und die Verantwortung der Bürger zu akzeptieren. Mit ihrer freiwilligen Verpflichtung erzielen die Bürger einen unentbehrlichen Beitrag zur sozialen Kohäsion sowie zur lokalen Demokratie und folglich zur Identifikation mit ihrer Gemeinschaft.

Die Städte verbessern und/oder erstellen Regelungen für die Einbeziehung und Mitarbeit an Entscheidungen der Stadtverwaltung sowie außerhalb dieser Verwaltung auf dem Gebiet sozialer Funktionen und Aktivitäten der Stadt.

Der Einfluss des Staates muss den Grundregeln der Subsidiarität folgen und zu Gunsten der Selbstverwaltung beträchtlich eingeschränkt werden. 

Die Städte streben danach, nachhaltige Bedingungen für freiwillige Aktivitäten der Bürger und Bürgerinnen  in der Gemeinschaft dienenden Organisationen von Bürgerinnen und Bürgern (NRO) zu schaffen.

2. Schutz vor allgemeinen Gefahren des Lebens

Die Städte streben danach, alles in ihrer Macht Stehende zu tun, auf lokaler und staatlicher Ebene sicher zu stellen, dass alle in der Stadt lebenden Personen von jeder möglichen Furcht vor den großen Gefahren des Lebens wie Krankheit, Alter, Arbeitslosigkeit und Heimatlosigkeit frei sind. 

3. Schutz der Kinder und Jugendlichen

Die Städte streben danach, die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sowie deren Schutz als Teil ihrer Bildungspolitik anzusehen. Ausdrückliches Ziel ist die Garantie einer freien und selbstbestimmten Entwicklung ihrer Persönlichkeit. Um dies zu erreichen, ist es notwendig, die Möglichkeiten des Einflusses der jungen Leute an Entscheidungsprozessen zu verstärken.

4. Schutz vor Diskriminierung und Missbrauch

Die Städte streben danach, eine Politik für ältere, behinderte und chronisch kranke Personen einzuführen, die sie bei der Gestaltung ihres Lebens derart unterstützt, dass sie sich wohl fühlen. 

Der Menschenhandel von Frauen und Kindern verlangt lokale Präventionsprogramme.

5. Gleichberechtigung der Geschlechter

Die Städte streben danach, Prozesse der Politik zu (re)organisieren, zu verbessern, zu entwickeln und auszuwerten, um eine Gleichbehandlung der Geschlechter in allen politischen Entscheidungen auf allen Ebenen und in allen Stadien durch alle Entscheidungsträger zu erreichen.

6. Nachhaltigkeit

Die Städte streben danach, eine nachhaltige Entwicklung, die die Notwendigkeiten der heutigen Generation erfüllt, ohne zukünftige Generationen zu gefährden, zu unterstützen. 

7. Sozialbericht

Die Städte streben danach, regelmäßig ihren Stadtausschüssen  auf der Grundlage der sechs vorangegangenen Aufgabenfelder zu berichten. Dieser Sozialbericht wird regelmäßig der UBC Generalkonferenz vorgelegt.

Angenommen aus Anlass der VI. UBC Generalkonferenz in Rostock, den 13. Oktober 2001.
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